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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche Reaktionen der polnischen Regierung 
bzw. der Wojwodschaftsbehörden sind der Bun- 
desregierung im Zusammenhang mit den gewalt- 
tätigen Ausschreitungen polnischer Rechtsextre- 
misten gegenüber der deutschen Minderheit in 
Polen bekannt, und hält die Bundesregierung 
diese Reaktionen für ausreichend? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 27. Mai 1994 

Die Bundesregierung verurteilt die Gewalt gegen Personen und Einrich- 
tungen der deutschen Minderheit. Sie hat dies auch der polnischen Regie- 
rung deutlich gemacht und um ein klares politisches Signal sowie straf- 
rechtliches Vorgehen gebeten. 

Die polnische Regierung hat in einer Erklärung des stellvertretenden Mi- 
nisterpräsidenten und Justizministers Cimoszewicz vor dem Parlament am 
13. Mai 1994 die Vorfälle mit Entrüstung entschieden als einen Versuch 
verurteilt, das Zusammenleben in Schlesien zu stören. Der Schutz der Bür- 
gerrechte der Minderheiten sei einer der wichtigsten Maßstäbe für die 
Glaubwürdigkeit eines jeden demokratischen Staates. Polen trete für ihre 
vorbehaltlose Einhaltung ein. Regierung und staatliche Organe seien 
entschlossen, sich jeglicher Art von Chauvinismus und Störung öffent- 
licher Ordnung entgegenzustellen und die Täter unter Ausnutzung aller 
rechtlichen Möglichkeiten zur Verantwortung zu ziehen. 

Die polnische Regierung hat eine Sonderkommission unter direkter Wei- 
sung des Generalstaatsanwaltes gebildet. 

Darüber hinaus sind die eindeutigen Verurteilungen der Vorfälle durch 
den Wojwoden und seine entsprechenden Briefe an die Staatsanwalt- 
schaft bekannt, in denen er u. a. auch Anzeige wegen Beleidigung des 
Sejm-Abgeordneten und Vorsitzenden der Minderheitsgruppe im Parla- 
ment, Kroll, erstattet hat. 

Die Bundesregierung hält diese Reaktionen für angemessen und ist sich 
mit der polnischen Regierung einig, daß nur ein Klima der Toleranz auch 
in Schlesien hilft, die beachtlichen Fortschritte in der Lage der Minderheit 
und der Entwicklung der Region zu sichern und auszubauen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


2. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über Anzahl und Struktur der - zusätzlich zu 
den offiziell in Deutschland registrierten Auslän- 
dern von 6878117 zum 31. Dezember 1993 - 
illegal im Bundesgebiet lebenden Ausländer vor, 
und wie beurteilt die Bundesregierung diese Ent- 
wicklung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 20. Mai 1994 


Ausländer, die sich illegal in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten, 
können nicht statistisch erfaßt werden, solange sie unentdeckt bleiben. 
Allenfalls ließen sich aus der Zahl der polizeilichen Aufgriffe illegal auf- 
hältiger Ausländer Rückschlüsse ziehen. 

Die für polizeiliche Angelegenheiten in der Regel zuständigen Länder 
führen jedoch keine Statistik über die Auf griffe von Ausländern, die illegal 
einergereist sind oder nach Ablauf ihres Aufenthaltsrechts illegal in 
Deutschland bleiben. Nach ihrer Einschätzung handelt es sich bei den 
Ausländern, die sich illegal hier aufhalten, vorrangig um Angehörige der 
GUS-Staaten und der übrigen ehemaligen Ostblockstaaten (Einreise ins- 
besondere zur illegalen Erwerbstätigkeit), der Türkei (Einreise insbeson- 
dere zur Familienzusammenführung) sowie um Frauen aus Südamerika, 
Thailand und den Philippinen (Einreise insbesondere zur Eheschließung). 

Die Länder können auch die Zahl der abgelehnten Asylbewerber, die sich 
der Abschiebung entziehen, indem sie untertauchen, nicht exakt ange- 
ben. Statistisch erfaßbar ist nur die Zahl der ausreisepflichtigen ehema- 
ligen Asylbewerber, die sich der Abschiebung entziehen, indem sie unter- 
tauchen, nicht exakt angeben. Statistisch erfaßbar ist nur die Zahl der aus- 
reisepflichtigen ehemaligen Asylbewerber, deren Aufenthalt nicht mehr 
zu ermitteln ist. Diese Personen sind entweder untergetaucht oder freiwil- 
lig ausgereist, ohne sich abzumelden. Für das Jahr 1992 haben die alten 
Länder insgesamt 32999 solcher Personen gemeldet. 

Die neuen Länder haben hierzu noch keine Meldungen vorgenommen. 
Für das Jahr 1993 liegen zum großen Teil noch keine Angaben der Länder 
vor. 

Das Bundesministerium des Innern führt mit den Ländern zur Zeit Gesprä- 
che über die Einführung einer Ab schiebe Statistik. Diese Statistik soll nach 
Vorstellung des Bundesministeriums des Innern insbesondere auch die 
Zahl der Ausländer ausweisen, die von den Behörden der Länder wegen 
illegalen Aufenthalts aufgegriffen und abgeschoben werden. Ob sich dar- 
aus Anhaltspunkte für eine Einschätzung der Gesamtzahl der Ausländer 
ergeben werden, die sich illegal in Deutschland aufhalten, bleibt abzu- 
warten. 


3. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Treffen Zeitungsmeldungen zu, wonach eine 
großangelegte Kontrollaktion zur Bekämpfung 
von Schlepperbanden an der Westgrenze 
Deutschlands abgesagt worden ist, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung die Sicherheitslage 
Deutschlands im Hinblick auf die Effizienz der 
- von anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union durchgeführten - Kontrollen der Außen- 
grenzen der Europäischen Union? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 27. Mai 1994 

Ein ursprünglich für Ende April 1994 vorgesehener Sondereinsatz des 
Bundesgrenzschutzes zur vorübergehenden Intensivierung der Personen- 
kontrollen an den Grenzen zu den Niederlanden sowie zu Belgien, 
Luxemburg und Frankreich wurde aus terminlichen Gründen auf den 
Zeitraum vom 16. bis 18. Mai 1994 verschoben. Die Aktion ist mit denwest- 
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liehen Nachbarstaaten abgestimmt worden, die ebenfalls während dieser 
Zeit Kontrollen des grenzüberschreitenden Verkehrs durchgeführt haben. 

Die Schwerpunktüberprüfungen an bestimmten Grenzübergängen hat- 
ten vor allem zum Ziel, fundierte Erkenntnisse über Art und Umfang der 
unerlaubten Zuwanderung zu gewinnen. 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß zu der Annahme, daß die Außen- 
grenzkontrollen der anderen Schengener Vertragsstaaten und Mitglied- 
staaten der Europäischen Union nicht dem vereinbarten Standard ent- 
sprechen. 


4. Abgeordneter Wie hat sich seit 1988 der Umfang des Personal- 

Carl-Ludwig bestandes des Bundesgrenzschutzes entwickelt? 

Thiele 

(F.D.P.) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 27. Mai 1994 

Im Januar 1988 (Stichtag: 5. Januar 1988) betrug die Stärke des Bundes- 
grenzschutzes im Polizeivollzugsdienst (PVD) 20 199 (einschließlich 
3735 Polizeivollzugsbeamte [PVB] im Vorbereitungsdienst). 

Die Personalstärke des BGS im PVD hat sich seither bis Januar 1994 (Stich- 
tag: 5. Januar 1994) auf insgesamt 31081 (einschließlich 1274 grenzpoli- 
zeiliche Unterstützungskräfte und 4 699 PVB im Vorbereitungsdienst) 
erhöht. 

Diese erhebliche Erhöhung des Personalbestandes ergibt sich - neben 
erhöhten Einstellungen in den letzten Jahren - durch die Übernahme 
einer größeren Zahl von Bediensteten aus den neuen Ländern. 


5. Abgeordneter Wie haben sich die Ausgaben für den Bundes- 

Carl-Ludwig grenzschutz verändert (in den absoluten Beträ- 

Thiele gen und in den Steigerungsraten) ? 

(F.D.P.) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 27. Mai 1994 


Ausgabenentwicklung für den BGS von 1988 bis 1994 


Jahr 

Ausgaben 

Soll 

gern. Hpl. 

Prozent 

zumBasisjahr 

1988 

Prozent 
Zuwachs zum 
Vorjahr 

Ist-Ausgaben 

Prozent 

zumBasisjahr 

1988 

Prozent 
Zuwachs zum 
Vorjahr 


DM 


DM 


1988 

1 272 525 

100,00 


1 285 400 

100,00 


1989 

1 322 315 

103,91 

3,91 

1 294 400 

100,70 

0,70 

1990 

1 304 305 

102,50 

- 1,36 

1 303 100 

101,38 

0,67 

1991 

1 651 005 

129,74 

26,58 

1 666 800 

129,67 

27,91 

1992 

1 899 225 

149,25 

15,03 

1 935 800 

150,60 

16,14 

1993 

2 151 180 

169,05 

13,27 

2 124 000 

165,24 

9,72 

1994 

2 327 765 

182,92 

8,21 

- 

- 

- 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


6. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Welche Steuermindereinnahmen würden bei der 
Einkommen- und Lohnsteuer im Entstehungsjahr 
1996 entstehen, wenn der Arbeitnehmer-Pausch- 
betrag von heute 2000 DM um 1000 DM ange- 
hoben würde, und welcher Vereinfachungseffekt 
würde nach Ansicht der Bundesregierung durch 
eine derartige Maßnahme entstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Mai 1994 

Die Anhebung des Arbeitnehmer- Pauschbetrages von gegenwärtig 
2000 DM auf 3000 DM hätte im Entstehungsjahr 1996 Mindereinnahmen 
bei der Lohn- und Einkommensteuer in Höhe von 6,3 Mrd. DM zur Folge. 
Hinzu kämen Steuerausfälle von 0,5 Mrd. DM beim Solidaritätszuschlag, 
so daß sich insgesamt Mindereinnahmen von 6,8 Mrd. DM ergäben. 

Angesichts der Tatsache, daß der Arbeitnehmer- Pauschbetrag in Höhe 
von 2000 DM bereits ausreicht, um die Werbungskosten aus nichtselb- 
ständiger Arbeit von etwa drei Vierteln der Steuerpflichtigen steuerfrei zu 
stellen, ist die zusätzliche Vereinfachung s Wirkung einer Anhebung auf 
3000 DM als nicht sehr groß einzuschätzen. 


Welcher Steuerausfall würde im Entstehungsjahr 
1996 anfallen, wenn der Kilometer-Pauschbetrag 
von derzeit 0,70 DM in eine Entfemungspau- 
schale umgewandelt würde, und welcher Verein- 
fachungseffekt wäre nach Ansicht der Bundes- 
regierung mit einer derartigen Maßnahme ver- 
bunden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Mal 1994 

Die Umwandlung des Kilometer-Pauschbetrages von derzeit 0,70 DM in 
eine Entfernungspauschale hätte im Entstehungsjahr 1996 zusätzliche 
Steuerausfälle in Höhe von etwa 1,2 Mrd. DM bei Lohn-/Einkommen- 
steuer und Solidaritätszuschlag zur Folge. 

Die Einführung einer Entfernungspauschale hätte insgesamt keine Ver- 
einfachungswirkung, weil ihre Anwendung in jedem Fall - also auch bei 
Benutzern des öffentlichen Personennahverkehrs und Fußgängern - die 
Feststellung der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte sowie 
der Zahl der Arbeitstage erfordern würde. 


7. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


8. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 


(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, daß sich die deutsche Versicherungs- 
wirtschaft an der staatlich geförderten Genomfor- 
schung beteiligt oder davon profitiert, und wel- 
che Schritte gedenkt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um diesen vermuteten eklatanten 
Mißstand auszuräumen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 26. Mai 1994 

Die Bundesregierung verfügt über keine Erkenntnisse, daß die deutsche 
Versicherungswirtschaft sich an der staatlich geförderten Genomfor- 
schung beteiligt oder davon profitiert. 


9. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Zu welchem Zeitpunkt hat die mehrheitlich in 
Bundesbesitz befindliche DSL-Bank jeweils Kre- 
dite an die Schneider-Immobiliengruppe und die 
Metallgesellschaft vergeben, und mit welcher 
Begründung geht dieses Kreditinstitut im be- 
kanntgewordenen Umfang solche Engagements 
ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Mai 1994 

Die Geschäftsbeziehungen zu der Schneider-Gruppe begannen zu einer 
Zeit, als noch keine Anzeichen für finanzielle Schwierigkeiten der Gruppe 
erkennbar waren. Außerdem schienen die finanzierten fünf Objekte je für 
sich rentabel dokumentiert. 

Mit diesen Baufinanzierungen bewegte sich die DSL-Bank in ihrem 
ureigensten Geschäftsfeld. Die Kredite waren grundbuchlich abgesichert 
und das mit einem Wirtschaftsprüfertestat unterlegte Vermögen der Ehe- 
leute Schneider von zuletzt rund 3,5 Mrd. DM schien den bis Anfang 1994 
zweifelsfreien Ruf der Schneider-Gruppe als Investor und Projektentwick- 
1er zu belegen. 

Im Falle eines Objektes in Leipzig wurden überdies auch die Wirkungen 
auf die Infrastruktur einer der zentralen Städte in den neuen Ländern in 
Betracht gezogen. 

Der Kredit an die Metallgesellschaft stammt aus einer Zeit, da dieses 
Unternehmen als eine erstklassige Adresse galt. Die Vergabe von gewerb- 
lichen Krediten gehörte auch zu den Geschäftsfeldern der DSL-Bank und 
war vom Volumen her mit dem Schneider-Engagement nicht annähernd 
vergleichbar. 

10. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Welche Faktoren sind neben den EWB im Fall 
Schneider ausschlaggebend für das schlechte 
Ergebnis der mehrheithch bundeseigenen DSL- 
Bank in einem für die Kreditwirtschaft insgesamt 
hervorragenden Geschäftsjahr, und welche Kon- 
sequenzen - ggf. auch personell in Vorstand und 
Verwaltungsrat - zieht die Bundesregierung aus 
dem Mißmanagement und den Versäumnissen 
im Verwaltungsrat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Mai 1994 

Wie für andere Kreditinstitute zeichnete sich 1993 auch für die DSL-Bank 
ein Geschäftsjahr ab, das - die Schneider-Engagements unberücksich- 
tigt - zufriedenstellend ausgefallen wäre. Noch zu Beginn 1994 schienen 
die Wertberichtigungen für das Jahr 1993 im Rahmen des Vorjahres ge- 
halten werden zu können. 
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Wenn die für das Schneider-Engagement notwendig gewordenen Wert- 
berichtigungen voll auf das Ergebnis des Geschäftsjahres 1993 durch- 
schlagen, dann ist dies auf folgende Gründe zurückzuführen: Anders als 
bei anderen Banken war der Jahresabschluß der DSL-Bank beim Be- 
kanntwerden des Schneider-Bankrotts vom Wirtschaftsprüfer noch nicht 
abschließend testiert; der Wirtschaftsprüf er hielt die Berücksichtigung des 
nachträglich bekanntgewordenen, in seinem Ausmaß erkennbaren Wert- 
berichtigungsbedarfs in der Bilanz 1993 für erforderlich. 

Zwar hat die vom Verwaltungsrat bereits 1993 grundlegend eingeleitete 
Neuausrichtung der Bank durch den Schneider-Konkurs in bezug auf das 
Jahresergebnis einen gravierenden Rückschlag erfahren; die Beteili- 
gungsverwaltung der Ministerien, die DSL Holding AG und die Organe 
der Bank erwarten jedoch zuversichtlich die bereits für 1993 angestrebten 
geschäftspolitischen Ergebnisse nunmehr für das laufende Geschäftsjahr 
1994. 

Die Erwartungen für die DSL-Bank gründen sich auch auf den seit 1993 
tätigen neuen, in der Beteiligungsverwaltung international erfahrenen 
Vorsitzenden des Verwaltungsrats und die in der Folge zum 1. Oktober 
1993 bzw. 1. April 1994 neu berufenen Vorstandsmitglieder (Vorsitzender 
des Vorstands bzw. Vorstand für das gewerbliche Kreditgeschäft). 


11. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Ist das Unternehmen CMEMAG AG, Frank- 
furt/Main, beteiligt an Verstößen gegen das 
Außenwirtschaftsgesetz, und ist es dabei zu Buß- 
geldbescheiden gekommen bzw. sind Verfahren 
eingeleitet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Mai 1994 

Nach Kenntnis der Bundesregierung ist eine Firma CMEMAG AG in 
Frankfurt am Main nicht existent. 


12. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Welche Konsequenzen wird das Bundesministe- 
rium der Finanzen aus der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs ziehen, nach der die „ehebe- 
dingten Zuwendungen" erbschaftsteuerpflichtig 
sind (vgl. Handelsblatt vom 13. April 1994)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. Mai 1994 

Nach der neueren Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (Urteil vom 
2. März 1994 - II R 59/92) unterliegen sogenannte unbenannte (ehe- 
bedingte) Zuwendungen nach den allgemeinen Voraussetzungen des 
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG der Schenkungsteuer. Das Urteil wird demnächst 
im Bundessteuerblatt Teil II veröffentlicht. Im übrigen obliegt die Verwal- 
tung der Erbschaft- und Schenkungsteuer den Ländern, denen auch das 
Aufkommen zusteht. 

Die obersten Finanzbehörden der Länder haben entschieden, die neue 
Rechtsprechung ab 31. Mai 1994 anzuwenden. Die in dem angesproche- 
nen Artikel erwähnten anderslautenden Erlasse (BStBl 1 1988 S. 513) wer- 
den mit Wirkung vom 31. Mai 1994 aufgehoben. Entsprechende Anwei- 
sungen werden zusammen mit dem BFH-Urteil vom 2. März 1994 ver- 
öffentlicht. 


6 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7781 


13. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für sachlich gerecht- 

Otto fertigt, daß auch bei der Liquidation von Kapital- 

Reschke gesellschaften der für natürliche Personen ge- 

(SPD) schaffene Veräußerungsfreibetrag von 30000 

DM gemäß § 16 Abs. 4 EStG nach der jüngsten 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ~ entge- 
gen der in Abschnitt 26 Abs. 3 KStR niedergeleg- 
ten Auffassung der Bundesregierung -- gewinn- 
mindernd bei der Körperschaftsteuer und Gewer- 
besteuer abzuziehen ist, und wie hoch schätzt die 
Bundesregierung den Steuerausfall, der sich 
durch die Inanspruchnahme der Veräußerungs- 
freibeträge des Einkommensteuergesetzes durch 
Kapitalgesellschaften und andere Körperschaft- 
steuerpflichtige — auch im Hinblick auf mögliche 
Gestaltungen zur mißbräuchlichen Ausnutzung 
dieser Freibeträge - ergibt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. Mai 1994 


Die Bundesregierung hält es für sachlich gerechtfertigt, das BFH-Urteil 
vom 8. Mai 1991, veröffentlicht im Bundessteuerblatt 1992 II S. 437, anzu- 
wenden. Nach dem BFH-Urteil ist die Vorschrift des § 16 Abs. 4 EStG auf 
Liquidationsgewinne einer Kapitalgesellschaft sowohl bei der Ermittlung 
des körperschaftsteuerpflichtigen Einkommens als auch bei der Ermitt- 
lung des Gewerbeertrags anzuwenden. Ein Liquidationsgewinn ist nach 
Auffassung des BFH einem Aufgabegewinn im Sinne des § 16 Abs. 3 EStG 
gleichzusetzen. 

Statistische Unterlagen zur Schätzung der finanziellen Auswirkungen lie- 
gen nicht vor. Es dürften jedoch nur geringfügige, nicht näher bezifferbare 
Steuermindereinnahmen eintreten, da bei der Liquidation von Kapitalge- 
sellschaften in der Regel kein Aufgabegewinn entsteht (Konkursfälle). 
Ergibt sich ausnahmsweise ein Aufgabegewinn, ist wegen der zwangsläu- 
figen Auskehrung dieses Gewinns an die Anteilseigner nach § 41 in Ver- 
bindung mit § 27 KStG in jedem Fall die Ausschüttungsbelastung von 
30 V. H. herzustellen. Dadurch kommt es zur Nachbesteuerung, soweit der 
Aufgabegewinn nach § 16 Abs. 4 EStG zunächst steuerfrei gestellt wird 
(Körperschaftsteuererhöhung) . 


14. Abgeordneter 

Peter W. 
Reuschenbach 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Heraufsetzung des Mehrwertsteuersatzes für 
alle nicht von der freiwilligen Selbstkontrolle 
bewerteten Filme, also auch jener, die nicht ju- 
gendgefährdend sind, ein bedauerlicher und zu 
korrigierender und zugleich finanziell belasten- 
der Mißgriff war? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 26. Mai 1994 


Die Änderung des § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe b des Umsatzsteuergesetzes 
(UStG), nach der ausschließlich Filme, die für Jugendliche unter achtzehn 
Jahren freigegeben sind, mit dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 
7 V. H. zu besteuern sind, hat der Gesetzgeber auf eine Forderung des 
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Rechnungsprüfungsausschusses des Deutschen Bundestages hin be- 
schlossen. Ziel war es, die Steuervergünstigung für sämtliche jugend- 
gefährdende Filme zu beseitigen. Dieses Ziel ist durch die Gesetzesände- 
rung erreicht worden. 


15. Abgeordneter 

Peter W. 
Reuschenbach 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, diese Ent- 
scheidung dahin gehend zu korrigieren, daß tat- 
sächlich ausschließlich schwer jugendgefähr- 
dende Filme mit einem heraufgesetzten Mehr- 
wertsteuersatz belastet werden, und wenn ja, 
wann wird sie die entsprechende Novellierung 
einbringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 26. Mai 1994 


Die Prüfung, ob unerwünschten Nebenwirkungen der Gesetzesänderung 
durch flankierende Maßnahmen bei der freiwilligen Selbstkontrolle der 
Filmwirtschaft oder durch eine erneute Änderung des § 12 Abs. 2 Nr. 7 
Buchstabe b UStG begegnet werden soll, ist innerhalb der Bundesregie- 
rung noch nicht abgeschlossen. 


16. Abgeordneter 
Ulrich 
Schmalz 
(CDU/CSU) 


Inwieweit trifft die Behauptung der Kommunen 
zu, daß durch die Einführung bundesrechtlicher 
Regelungen die Einsparungen im Bundeshaus- 
halt durch Ausgaben für zusätzlichen Personal- 
bedarf teilweise aufgezehrt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 26. Mai 1994 


Die Bundesregierung sieht keinen unmittelbaren Zusammenhang zwi- 
schen den Maßnahmen zur Konsolidierung des Bundeshaushalts und 
einer zusätzlichen Belastung durch einen allgemeinen Personalmehrbe- 
darf auf kommunaler Ebene. 

Vielmehr ist im Rahmen des Föderalen Konsolidierungsprogramms durch 
die Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs unter Abwä- 
gung aller Be- und Entlastungen der Ebenen ein angemessener Ausgleich 
ab 1995 gefunden worden. Unter Einbeziehung des Ergebnisses des Ver- 
mittlungsverfahrens zum Sparpaket ist den Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden in der Gesamtschau durch die Politik des Bundes keine Bela- 
stung erwachsen. 


17. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Welcher Steuerausfall würde rein rechnerisch für 
das Entstehungsjahr 1996 bei der Einkommen- 
steuer, der Lohnsteuer und beim Solidaritäts- 
zuschlag eintreten, wenn der Einkommensteuer- 
spitzensatz - bei sonst gleichbleibendem Tarif- 
verlauf - auf 45 Prozent bzw. 40 Prozent begrenzt 
würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Mai 1994 


Bei einer Begrenzung des Einkommensteuerspitzensatzes auf 45 Prozent 
bzw. 40 Prozent bei ansonsten unverändertem Tarifverlauf ergeben sich 
im Entstehungsjahr 1996 folgende Steuermindereinnahmen: 



Steuermindt 

Lohn-/ 

Einkommen 

Steuer 

ireinnahmen 

Solidaritäts- 

zuschlag 

in Mrd. DM) 

ins- 

gesamt 

Spitzensteuersatz 




45v.H. 

9,8 

0,7 

10,5 

Spitzensteuersatz 




40V.H. 

17,8 

1,3 

19,1 


18. Abgeordneter 

Dr. Norbert 

Wieczorek 

(SPD) 


Wie hoch wären rein rechnerisch die Steuermin- 
dereinnahmen der Gemeinden und die Steuer- 
mehreinnahmen bei Bund und Ländern, wenn 
die Gewerbekapitalsteuer oder die Gewerbe- 
steuer insgesamt abgeschafft würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Mai 1994 

Die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer würde im Entstehungsjahr 
1996 zu Steuermindereinnahmen von insgesamt rund 3,5 Mrd. DM führen, 
bei Steuerausfällen in der Größenordnung von rund 4,4 Mrd. DM für die 
Gemeinden. Bei Bund und Ländern dürften die Steuermehreinnahmen 
durch Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer die Größenordnung von 
rund 0,7 Mrd. DM bzw. von 0,2 Mrd. DM erreichen. 

Eine Abschaffung der Gewerbesteuer insgesamt würde im Entstehungs- 
jahr 1996 Steuermindereinnahmen in der Größenordnung von rund 
29,5 Mrd. DM bedeuten. Den Gemeinden würde in diesem Fall ein 
Steuerausfall in der Größenordnung von 36,3 Mrd. DM entstehen, wäh- 
rend bei Bund und Ländern Steuermehreinnahmen von rund 5,8 Mrd. DM 
bzw. 1,0 Mrd. DM eintreten würden. 


19. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Wieczorek 

(SPD) 


Welcher Steuerausfall würde rein rechnerisch 
entstehen, wenn die betriebliche Vermögen- 
steuer abgeschafft würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Mai 1994 

Bei Abschaffung der Vermögensteuer auf Betriebsvermögen einschließ- 
lich land- und forstwirtschaftlichem Vermögen würde ein Steuerausfall im 
Entstehungsjahr 1996 in einer Größenordnung von rund 3,45 Mrd. DM 
eintreten. Eine Befreiung der im Privatvermögen gehaltenen Anteile 
an Kapitalgesellschaften sowie vergleichbarer Wirtschaftsgüter würde 
zu weiteren Vermögensteuerausfällen in einer Größenordnung von 
1,05 Mrd. DM führen. 
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20. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Wieczorek 

(SPD) 


Welcher jährliche Steuer ausf all würde rein rech- 
nerisch eintreten, wenn entsprechend dem 
Vorschlag des Bundesministers für Forschung 
und Technologie, Dr. Paul Krüger, für Personal- 
kosten im Bereich Forschung und Entwicklung 
eine zusätzliche steuerliche Abziehbarkeit in 
Höhe von 20 Prozent eingeführt würde (vgl. Han- 
delsblatt vom 18. Mai 1994), und wie beurteilt 
die Bundesregierung diesen Vorschlag aus steu- 
ersystematischer und verwaltungspraktischer 
Sicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Mai 1994 

Die Größenordnung der Steuermindereinnahmen, die durch eine „zusätz- 
liche steuerliche Absetzbarkeit von 20 Prozent der Personalkosten im 
Bereich von Forschung und Entwicklung" entstehen würden, läßt sich 
ohne genauere Festlegung der steuerlichen Vergünstigung nicht abschät- 
zen. 


21. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Wie verfährt die Bundesregierung bei der Aus- 
musterung von Fahrzeugen aus dem bundeseige- 
nen Fahrzeugpark (einschließlich Bundeswehr)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 27. Mai 1994 

Bei der Aussonderung und Verwertung bundeseigener Kraftfahrzeuge 
wird entsprechend der durch das Haushaltsrecht geregelten Vorgaben 
und der dazu ergangenen vorläufigen Verwaltungsvorschriften zur Bun- 
deshaushaltsordnung (BHO) einschließlich des BMF-Rundschreibens 
vom 15. November 1993-11 A 2 -H 1261 -51/93 -an die obersten Bundes- 
behörden verfahren (vgl. auch §§ 61, 63 BHO). 

Danach dürfen Kraftfahrzeuge grundsätzlich nur aufgrund eines Gutach- 
tens des zuständigen Kraftfahrzeugsachverständigen ausgesondert wer- 
den. Eine Besonderheit gilt bei den personengebundenen Dienstkraft- 
fahrzeugen von Mitgliedern der Bundesregierung und Staatssekretären, 
die nach einer Nutzung von mindestens 3 Jahren und einer Fahrleistung 
von mindestens 160000 km auch ohne Gutachten des zuständigen Sach- 
verständigen ausgesondert werden können. 

Bei der Verwertung des Fahrzeugs ist auf ein Veräußerung zu dem fest- 
gestellten vollen Wert zu achten. Die Veräußerung erfolgt im Wege der 
öffentlichen Ausschreibung oder durch Beauftragung der VEBEG -Ver- 
wertungsgesellschaft in Frankfurt. 

In Abweichung der vorgenannten Grundsätze können gemäß § 63 Abs. 3 
und 4 BHO Kraftfahrzeuge ausnahmweise auch unter ihrem vollen Wert 
abgegeben werden, wenn dies im Haushaltsplan zugelassen ist oder das 
Bundesministerium der Finanzen wegen der Geringwertigkeit oder des 
Vorliegens eines dringenden Bundesinteresses eine Ausnahme zuläßt. 
Dies geschieht insbesondere zum Zwecke der humanitären Hilfe. 
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Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung wird 
grundsätzlich entsprechend verfahren. 

Zu den näheren Einzelheiten verweise ich auf das anliegende Rund- 
schreiben*) des BMF vom November 1993. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


22. Abgeordneter 

Achim 

Großmann 

(SPD) 


Welche Informationen kann die Bundesregierung 
zum derzeitigen Stand der Technik im Bereich 
der Aufbereitung und Weiterverwendung von in 
der Landwirtschaft anfallender Gülle geben, und 
in welchen Anlagen wird dieser Stand der Tech- 
nik heute schon angewandt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 26. Mai 1994 

1. Stand der Technik der Gülle aufbereitung 

Der Stand der Technik, bislang repräsentiert durch Aerobbehandlung 
(Belüftung in Güllebehältern), Anaerobbehandlung (Vergärung), mecha- 
nische Separierung und Zusatz biologisch-chemischer Präparate, erfährt 
infolge der im BMFT-Förderschwerpunkt „Umweltverträgliche Gülleauf- 
bereitung und -Verwertung" angesiedelten Demonstrationsprojekte 
(5 Vorhaben) und FuE-Projekte (7 Vorhaben) sowie der Bemühungen in 
einigen westeuropäischen Ländern (Niederlande, Dänemark, Frankreich) 
gegenwärtig eine bedeutende Weiterentwicklung. 

Die gegenwärtig in Entwicklung befindlichen Technologien spiegeln die 
gesamte Palette an Möglichkeiten zur Nährstoffabtrennung aus Flüssig- 
mist wieder. Die im landwirtschaftlichen Sektor bereits etablierten Metho- 
den wie Separierung, Aerobbehandlung und Anaerobbehandlung wer- 
den mit aus der Abwassertechnik bekannten Verfahren wie 

- Flockung und Flotation zur Abscheidung fein dispergierter Stoffe, 

- Adsorption von Ammonium, Phosphat und Kalium, 

- Desorption von Ammoniak durch Einblasen von Luft oder Dampf, 

- Fällung von Phosphat oder Ammonium und Phosphat, 

- Denitrifikation, 

- Eindampfung und 

- Filtration (Mikrofiltration bis Umkehrosmose) 
ergänzt. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Bei den bislang erprobten Technologien wurden die vielfältigen techni- 
schen Verfahrensziele im wesentlichen erreicht. Einzig die nachfolgend 
aufgeführten Restriktionen wurden bislang ermittelt: 

- Verfahren mit Belüftung im Chargenbetrieb oder im Durchflußbetrieb 
scheitern an beträchtlichen Ammoniakemissionen; 

- Verfahren zur Vollaufbereitung von Gülle mit im wesentlichen biologi- 
scher CSB -Elimination erreichen den in Deutschland geltenden Einlei- 
tungswert nicht. 

2. Anlagen zur Anwendung des Standes der Technik 

Mit Ausnahme der mit überwiegend öffentlicher Unterstützung errichte- 
ten Anlagen zur Demonstration und Weiterentwicklung des Standes der 
Technik sind keine Anlagen zur Gülleaufbereitung, d. h. zur weitgehen- 
den Nährstof fabtrennung aus Flüssigmist, in Deutschland bekannt. 
Ursächlich hierfür sind die nach wie vor sehr hohen Verfahrenskosten, 
welche regelmäßig zur Stillegung von Anlagen nach Ablauf des Förder- 
zeitraumes führen. Ein technologischer Durchbruch hin zu Verfahren mit 
deutlich niedrigeren Behandlungskosten ist nicht in Sicht. 

3. Weiterverwendung der Aufbereitungsprodukte 

Die Weiterverwendung (Verwertung) der bei der Aufbereitung anfallen- 
den Nährstoffe ist neben den Behandlungskosten als weiterer Schwach- 
punkt der Aufbereitung anzusehen. Ursächlich hierfür sind einerseits die 
Schwierigkeiten, Absatzmärkte für solche Produkte zu schaffen, und 
andererseits die im Vergleich zu Rohgülle nur geringfügig verbesserten 
Anwendungseigenschaften (Umweltverträglichkeit, Dünge Wirkung). 

4. Schlußbemerkung 

Eine umfangreiche und ausführliche Beschreibung des Standes der Tech- 
nik sowie der Entwicklungen im westeuropäischen Raum liegt als Sonder- 
veröffentlichung vor. 


23. Abgeordneter 

Karl-Heinz 

Schröter 

(SPD) 


Welche Bundesländer haben für die Förder- 
periode 1991 bis 1993 auf der Basis der EU- Ver- 
ordnung 866/90 einen Sektorplan für Schlachtan- 
lagen eingereicht, und für welche Projekte wur- 
den Mittel zugeteilt? 


24. Abgeordneter 

Karl-Heinz 

Schröter 

(SPD) 


Von welchen Bundesländern liegen zu der fest- 
gesetzten Frist 30. April 1994 für die neue Förder- 
periode 1994 bis 1999 entsprechende Sektor- 
pläne vor, und welche Fördergrundsätze verfolgt 
die Bundesregierung dabei, um eine ausgewo- 
gene, umfassenden Anforderungen (Struktur, 
Tierschutz) gerecht werdende Schlachthofstruk- 
tur zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 30. Mai 1994 

Für die Förderperiode 1991 bis 1993 wurde auf der Basis der Verordnung 
(EWG) Nr. 866/90 zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermark- 
tungsbedingungen landwirtschaftlicher Erzeugnisse für die neuen Bun- 
desländer ein Sektorplan für den Bereich Vieh und Fleisch der Europä- 
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ischen Kommission übermittelt und in einem gemeinschaftlichen Förder- 
konzept durch die Kommission beschlossen. Dieses gemeinschaftliche 
Förderkonzept enthält Schlachthof Vorhaben für die Länder Mecklenburg- 
Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen. 
Durch die Länderministerien wurden für Schlachthofvorhaben an folgen- 
den Standorten Fördermittel bewilligt: 

Mecklenburg- Vorpommern: Anklam und Teterow 


Brandenburg: 
Sachsen- Anhalt: 
Sachsen: 
Thüringen: 


Schmerzke bei Brandenburg 

Weißenfels (Teil Vorhaben) 

Dresden, Görlitz und Jesewitz bei Leipzig 

Nohra bei Weimar, Altenburg und Bleiche- 
rode bei Nordhausen. 


Außerdem wurden Schlachthöfe in Neustrelitz, Perleberg, Kasel-Golzig, 
Rodleben bei Dessau und Weißenfels (Teilvorhaben) allein mit nationalen 
Zuschüssen nach der Anordnung über die Förderung im Bereich der 
Marktstrukturverbesserung vom 18. Juli 1990 des Ministeriums für Ernäh- 
rung, Land- und Forstwirtschaft, Berlin, gefördert. 

Aus den alten Bundesländern wurden Sektorpläne für den Bereich Vieh 
und Fleisch mit Maßnahmen für Schlachtanlagen für die Länder Schles- 
wig-Holstein, Bremen, Baden-Württemberg und Saarland eingereicht. 
Darin waren keine Neubauten von Schlachtbetrieben enthalten; die Maß- 
nahmen bezogen sich in geringerem Umfang auf die Modernisierung 
bestehender Schlachtanlagen sowie überwiegend auf die Schaffung und 
Rationalisierung von Zerlegungseinrichtungen, ln diesen Plänen wurde 
lediglich der globale Investitionsbedarf dargestellt, der im Vollzug der 
Förderung durch konkrete Vorhaben ausgefüllt wurde. 

Die regionalen Entwicklungspläne für den För derzeitraum 1994 bis 1999 
der neuen Bundesländer wurden bereits im September des vergangenen 
Jahres bei der Europäischen Kommission eingereicht. 

Die Länder Brandenburg, Sachsen- Anhalt, Thüringen und Sachsen haben 
in ihren Plänen für die kommenden Jahre Fördermittel für Investitionen im 
Bereich Vieh und Fleisch berücksichtigt. 

Der Aufbau einer modernen Schlachthof Struktur kann nach vollständiger 
Realisierung der bereits bewilligten Vorhaben als abgeschlossen betrach- 
tet werden. Deshalb wird ab 1994 die Förderung von Schlachthof Vorhaben 
mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" auf diejenigen Vorhaben begrenzt, für die 
bereits vor dem 1. Januar 1994 die Förderung mit EG -Mitteln durch die 
Kommission bewilligt wurde. 

Das Ziel der neuen Förderperiode besteht darin, qualitativ hochwertige 
Produkte mit hoher Wertschöpfung insbesondere im Bereich der Be- und 
Verarbeitung von Fleisch zu produzieren, um weitere Voraussetzungen 
für Erlösvorteile der Erzeuger zu schaffen. 

Für die Förderperiode 1994 bis 1999 ist in den alten Bundesländern die 
Förderung von Schlachtanlagen in den Plänen von Hamburg, Hessen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland und Baden- Württemberg vorgesehen. Die Kon- 
kretisierung der Vorhaben wird sich erst im weiteren Zeitablauf ergeben. 

Eine Einflußnahme des Bundes auf die Konzeption der Förderung ist nur in 
begrenztem Umfang möglich, da die Durchführung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Marktstruktur bei den Ländern liegt. Die Möglichkeiten 
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der Einflußnahme des Bundes auf die Förderkonzeption beschränken sich 
auf die Fälle, in denen eine nationale Mitfinanzierung aus der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" nach den Grundsätzen für die Förderung im Bereich der Marktstruk- 
turverbesserung vorgesehen ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


25. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand, 
daß durch die Nichtanerkennung der Gebär- 
densprache als Minderheitensprache eine Viel- 
zahl von Menschen aufgrund ihrer Sprache be- 
nachteiligt werden, und wann beabsichtigt die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang die- 
sen Zustand zu ändern und damit der Aufforde- 
rung des Europäischen Parlaments in Straßburg 
von 1988 zu folgen und die Gebärdensprache als 
vollwertige und gleichwertige Sprache anzuer- 
kennen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Worms 
vom 31. Mai 1994 


Zur Frage einer verstärkten Berücksichtigung der Gebärdensprache hat 
die Bundesregierung zuletzt in ihrem Dritten Bericht über die Lage der 
Behinderten und die Entwicklung der Rehabilitation (Drucksache 
12/7148, S. 94 Nr. 11.14) Stellung genommen. Die Bemühungen der Hör- 
und Sprachbehiriderten, ihre Sprache in allen gesellschaftlichen Berei- 
chen zur Verbesserung der Kommunikation einzubringen, werden von 
der Bundesregierung grundsätzlich unterstützt. Eine Lösung des ange- 
sprochenen Problems auf rechtlicher Ebene ist aber erst sinnvoll, wenn 
zuvor die damit verbundenen gesellschafts-, sozial- und rechtspolitischen 
Fragen geklärt sind. Dazu gehört u. a., daß zunächst innerhalb der Ver- 
bände der Gehörlosen und möglichst auch darüber hinaus eine Verständi- 
gung auf eine Gebärdensprache erfolgt. Die rechtliche Umsetzung der 
Forderung könnte insoweit allenfalls die Folge einer abschließenden Dis- 
kussion aller Beteiligten sein. 

Zur Frage der Verwendung der Gebärdensprache im Verwaltungsverfah- 
ren bemerke ich folgendes: Zwar ist in § 23 des Verwaltungsverfahrens- 
gesetzes (VwVfG - vgl. auch § 87 der Abgabenordnung und § 19 SGB X) 
die Frage der Zuziehung eines Dolmetschers zu Verhandlungen mit 
Gehörlosen nicht ausdrücklich geregelt. Eine Verpflichtung hierzu ergibt 
sich aber, wenn und soweit dies zu einer ausreichenden Verständigung 
notwendig ist, schon aus den Erfordernissen rechtlichen Gehörs. Auch im 
übrigen sind, soweit § 23 VwVfG Fragen offenläßt, die allgemeinen 
Grundsätze eines rechtsstaatlichen Verfahrens ergänzend heranzuzie- 
hen. 
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Für das gerichtliche Verfahren ist gemäß § 186 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes (GVG) zur Verhandlung mit Gehörlosen, sofern nicht eine 
schriftliche Verständigung erfolgt, eine Person als Dolmetscher zuzuzie- 
hen, mit deren Hilfe die Verständigung in anderer Weise erfolgen kann. 


26. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Wie viele Milliarden DM höher wären die im Sozi- 
albericht ausgewiesenen sozialen Leistungen in 
den Jahren 1992 (29,5% vorläufiges Ergebnis) 
und 1993 (30,3% Schätzung), wenn die Sozial- 
leistungsquote von 33,4% (1981) auch 1992 und 
1993 bestanden hätte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Mai 1994 

Legt man in den Jahren 1992 und 1993 für das frühere Bundesgebiet die 
Höhe der Sozialleistungsquote des Jahres 1981 von 33,4% zugrunde, so 
würde das Sozialbudget West im Jahre 1992 rund 935 Mrd. DM statt 
826 Mrd. DM und im Jahre 1993 rund 946 Mrd. DM statt 859 Mrd. DM 
betragen. Auf das gesamtdeutsche Sozialbudget bezogen, würde die 
Quote von 1981 hingegen zu geringeren Sozialleistungen im Jahre 1993 
führen, nämlich zu rund 1 043 Mrd. DM statt 1 063 Mrd. DM: 

Zu einer seriösen sozialpolitischen Bewertung der Höhe der Sozial-' 
leistungsquote eines Jahres gelangt man nur, wenn man die Entwicklung 
beider Größen, des Sozialbudgets und des Bruttosozialproduktes, analy- 
siert. Denn die Zusammensetzung der Sozialleistungsquote sowie ihre 
Veränderungen im Zeitablauf sind aufschlußreicher als ihre absolute 
Höhe. Wie sich die wechselseitige Abhängigkeit von Sozialbudget und 
Bruttosozialprodukt im langfristigen Vergleich darstellt, ist der anliegen- 
den Grafik * ) zu entnehmen. Hier zeigt sich vor allem die Konjunkturab- 
hängigkeit der Sozialleistungsquote, die im Konjunktur auf schwung zum 
Sinken, im Ab schwung zum Steigen neigt. 


27. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


In welchen Funktionsbereichen und durch wel- 
che Maßnahmen wurden die Absenkung der So- 
zialleistungsquote auf 29,5% im Jahr 1992 bzw. 
auf 30,3% in 1993 im wesentlichen bewirkt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Mai 1994 

Im Zeitraum 1981 bis 1993 (früheres Bundesgebiet) ging die Sozial- 
leistungsquote um insgesamt 3,1 Prozentpunkte zurück. Der Rückgang 
verteilt sich auf verschiedene Funktionsbereiche. Im Funktionsbereich 
„Alter und Hinterbliebene" führte die im Vergleich zur Sozialproduktent- 
wicklung schwächere Rentenanpassungsdynamik trotz steigender Ren- 
tenfälle zu einer Verringerung der Quote. Weiterhin reduzierte sich die 
Sozialleistungsquote im Bereich der Funktionsgruppe „Ehe und Familie" ; 
die Funktion „Kinder/Jugendliche" ging zum Beispiel dadurch zurück. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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daß die Kindergeldleistungen trotz der Kindergelderhöhung 1992 aus 
demographischen Gründen abnahmen, die Funktion „Ehegatten" nahm 
vor allem deshalb ab, weil die im Sozialbudget enthaltenen rechnerischen 
Beträge für das Ehegatten-Splitting 1988 und 1990 infolge der beschlösse- 
nen Progressionsmilderung des Einkommensteuertarifs deutlich zurück- 
gingen. 

Auch die Funktionsgruppe „Gesundheit" trug mit einer Abnahme des 
Anteils ihrer Funktion „Krankheit" zur Verringerung der Sozialleistungs- 
quote 1992 und 1993 gegenüber 1981 bei. Hier machen sich vor allem die 
Auswirkungen der Gesundheitsreformen der Jahre 1989 und 1993 kosten- 
dämpfend bemerkbar. 

Schließlich gab es Funktionen, die sich im Zeitraum 1981 bis 1993 absolut 
verringerten. So schrumpften die Leistungen der Funktion „ Folgen politi- 
scher Ereignisse" mit zunehmendem Abstand vom Zweiten Weltkrieg 
trotz Leistungssteigerungen pro Kopf um fast die Hälfte. 

Auch die Funktion „Sparen/ Vermögensbildung" ging um rund ein Zehn- 
tel zurück. Dies war Folge der auslaufenden Förderung nach dem Spar- 
Prämiengesetz und der Herabsetzung der Prozentsätze für Arbeitnehmer- 
Sparzulage und Wohnungsbau-Prämie. 


28. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Wieso ist laut Bericht des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 24. Februar 1994 eine Privatisie- 
rung der Genossenschaft Höhenklinik Valbella 
Davos nicht vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Mai 1994 

Die Höhenklinik Valbella Davos kommt im übrigen seit vielen Jahren 
ohne irgendwelche Zuschüsse oder Zuwendungen des Bundes aus. Die 
Klinik trägt sich vollständig selbst und belastet den Bundeshaushalt nicht. 


29. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Welches wichtige Bundesinteresse besteht an 
dieser Klinik? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Mai 1994 

Das wichtige Bundesinteresse an der Klinik ergibt sich daraus, daß dem 
Bund daran gelegen sein muß, daß die deutschen Kriegsbeschädigten 
eine angemessene medizinische Versorgung erhalten. Die Höhenklinik 
Valbella verfügt über langjährige Erfahrungen in der Behandlung atem- 
wegserkrankter Kriegsopfer unter den besonderen Bedingungen des 
Hochgebirgsklimas. Von daher ist die Behandlung Kriegsbeschädigter in 
und durch die Höhenklinik Valbella Davos nach wie vor für die Versor- 
gung sverwaltung unverzichtbar. Für viele Beschädigte sind die Behand- 
lungsmöglichkeiten Valbellas für ihre Beschwerden ohne Alternative. 

Die Genossenschaft Höhenklinik Valbella Davos ist 1955 aufgrund einer 
Schenkung durch den Bundesausschuß für Kriegsbeschädigten- und 
Kriegshinterbliebenenfürsorge mit dem Ziel in das Eigentum der Bundes- 
republik Deutschland gelangt, daß in der Klinik auch weiterhin Kriegs- 
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Opfer behandelt werden. Bedingung und Voraussetzung für die Schen- 
kung war damals die Errichtung eines Verwaltungsbeirates für die Klinik, 
in dem unter anderem der Bundesausschuß und die beiden großen deut- 
schen Kriegsopferverbände personell vertreten sind. Der Verwaltungs- 
beirat wird bei sämtlichen Fragen eingebunden, welche die Fortentwick- 
lung und den Fortbestand der Klinik betreffen. Eine Veräußerung der Kli- 
nik könnte nur im Einvernehmen mit dem Verwaltungsbeirat erfolgen. 
Angesichts der derzeitigen Zahl der in der Höhenklinik Valbella behan- 
delten Kriegsopfer wäre ein solcher Konsens gegenwärtig nicht herstell- 
bar, zumal die Klinik aufgrund ihrer wechselvollen - oft besonders schwie- 
rigen - Geschichte eine fast symbolhafte Bedeutung für die Kriegsopfer- 
versorgung erlangt hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


30. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Inwieweit trifft es zu, daß Munitionsbestände der 
ehemaligen NVA zur Entsorgung ins europäische 
Ausland verbracht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 31. Mai 1994 


Spezialmunition aus Beständen der ehemaligen NVA wird - soweit die 
Entsorgung in Deutschland nicht möglich ist - in geringen Mengen in 
Schweden und in Frankreich entsorgt. 


31. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Welche Kontrollmöglichkeiten bestehen, um 
sicherzustellen, daß diese Munitionsbestände 
wirklich entsorgt und nicht einer anderweitigen 
Verwendung zugeführt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 31. Mai 1994 


In Schweden erfolgt die Kontrolle der Entsorgung durch den ständigen 
deutschen amtlichen Güteprüfer. 


In Frankreich erfolgt die Kontrolle der Demilitarisierung und Vernichtung 
der Munition durch den französischen Güteprüf dienst in Zusammenarbeit 
mit dem ständigen deutschen amtlichen Güteprüfer. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


32. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Böhmer 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, bei 
denen ein Polizist in Ausübung seines Dienstes in 
einen Blut-zu-Blut-Kontakt mit einem Dritten 
kam und bei dem es zu einer HlV-Infektion des 
Polizisten hätte kommen können oder nachweis- 
lich gekommen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 31. Mai 1994 


Der Bundesregierung sind keine derartigen Fälle bekannt. 

HlV-Infektionen durch berufsbedingte Exposition sind insgesamt selten. 
Weltweit wird über 64 dokumentierte, gesicherte berufsbedingte HIV- 
Infektionen meist bei medizinischem Personal berichtet (Stand September 
1993). Darüber hinaus gibt es etwa doppelt so viele Verdachtsfälle, die 
aber nicht eindeutig geklärt sind. In der Bundesrepublik Deutschland sind 
vier beruflich erworbene HlV-Infektionen - alle bei medizinischem Per- 
sonal - bekanntgeworden. 


33. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Böhmer 

(CDU/CSU) 


Ist es korrekt, daß es keine rechtliche Handhabe 
gibt, Dritte zu zwingen, sich einem HIV-Test zu 
unterziehen, auch wenn andere dadurch erheb- 
lichen gesundheitlichen Gefahren ausgesetzt 
sind, die durch eine rechtzeitige Diagnose ab- 
gewendet werden könnten? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 31. Mai 1994 


Eine zwangsweise Blutuntersuchung zur Feststellung der Infektion mit 
einer unheilbaren Krankheit, insbesondere AIDS, stellt einen Eingriff in 
die Persönlichkeitsrechte dar. Nach dem Bundes-Seuchengesetz ist eine 
entsprechende Zwangsuntersuchung daher nur zulässig, wenn anzuneh- 
men ist, daß bei einer Person Tatsachen vorliegen, die zum Auftreten einer 
übertragbaren Krankheit, z. B. AIDS, führen können. An die Annahmen 
solcher Tatsachen sind angesichts der Schwere der Grundrechts- 
beeinträchtigung des Dritten hohe Anforderungen zu stellen. Die bloße 
Ungewißheit oder Sorge über die Möglichkeit einer HlV-Infektion durch 
das Blut eines Dritten rechtfertigt für sich allein keine Zwangsunter- 
suchung nach dem Bundes-Seuchengesetz. 


34. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Böhmer 

(CDU/CSU) 


Falls dies zutrifft, wie beurteilt die Bundesregie- 
rung den Umstand, daß einem Polizisten, der in 
Ausübung seines Dienstes möglicherweise mit 
AIDS infiziert wurde, juristisch keine Möglichkeit 
gegeben ist, weiteren Schaden von sich und sei- 
ner Familie abzuwenden? 
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Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vomSl. Mai 1994 

Aus der Antwort zu Frage 33 folgt, daß bei Vorliegen der begründeten 
Annahme einer Infektionsgefahr mit HIV nach dem Bundes- Seuchen- 
gesetz die Möglichkeit gegeben ist, die Blutuntersuchung eines Dritten zu 
erwirken. Eine solche Gefahr dürfte allerdings angesichts des relativ 
geringen Infektionsrisikos und der niedrigen Prävalenz der HlV-Infektio- 
nen in Deutschland nur in Ausnahmefällen anzunehmen bzw. tatsächlich 
vorhanden sein. 


35. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Böhmer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß staatliche Behörden mit - möglicherweise 
kriminellen - Dritten in Verhandlungen treten 
müssen, um die Gesundheit von Polizisten zu 
schützen, und welche Abhilfe plant sie? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 31. Mai 1994 

Das Grundrecht eines jeden Menschen auf körperliche Unversehrtheit 
- das unbestritten auch für möglicherweise Kriminelle gilt - läßt eine 
Untersuchung auf das Vorliegen einer HlV-Infektion ohne Einwilligung 
unter den genannten Voraussetzungen zu. Einen darüber hinausgehen- 
den Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung nach den vorliegenden 
Erkenntnissen nicht. 


36. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage 
des Freien Verbandes Deutscher Zahnärzte 
(FVDZ), daß „die Qualität der zahntechnischen 
Leistungen . . . heutzutage als alleiniges Kriterium 
der Zusammenarbeit mit einem zahntechnischen 
Labor nicht mehr (genügt). Genauso wichtig ist 
die Qualität der politischen Gesinnung" (zitiert 
nach: Die Zahnarztwoche 17/94 vom 27. April 
1994), und welche Position vertritt die Bundes- 
regierung zur Stellungnahme des Verbandes 
Deutscher Zahntechniker-Innungen (VDZI) zum 
Sachstandsbericht „Gesundheitsversorgung und 
Krankenversicherung 2000" des Sachverständi- 
genrates für die Konzertierte Aktion im Gesund- 
heitswesen? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 25. Mai 1994 

Die von Ihnen zitierte Aussage des FVDZ enthüllt die politische Denk- 
weise in diesem Verband so eindeutig, daß jeder Kommentar dazu über- 
flüssig ist. 

Eine Einschätzung der vom Verband Deutscher Zahntechniker-Innungen 
abgegebenen Stellungnahme zum Sachstandsbericht des Sachverständi- 
genrates für die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen möchte ich zur 
Zeit nicht abgeben. Zunächst wird der Sachverständigenrat für die KAiG 
sein Gutachten vorlegen. Erst danach werden die Vorschläge und die der 
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Verbände im Gesamtzusammenhang gesundheitspolitisch bewertet. 
Diese Verfahrensweise ist insbesondere deshalb gewählt worden, da bei 
bisherigen Reformvorhaben im Gesundheitswesen der Politik häufig der 
Vorwurf gemacht wurde, nicht ausreichend auf den Sachverstand der Ver- 
bände und der Wissenschaft zurückgegriffen zu haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


37. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Planfeststellung des „Tunnels 
in Tallage" im Zuge der Ortsdurchfahr der B 29 
durch Schwäbisch Gmünd zügig voranschreitet, 
und sind demzufolge Erwartungen gerechtfer- 
tigt, daß schon in zwei Jahren mit dem Baubeginn 
gerechnet werden könne, und falls nicht, kann 
die Bundesregierung aus heutiger Sicht eine Aus- 
sage über den zeitlichen Ablauf der Verwirk- 
lichung des Projekts machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Mai 1994 


Das Planfeststellungsverfahren für die Ortsumgehung Schwäbisch 
Gmünd im Zuge der B 29 (1. Fahrbahn einschl. Tunnel) wird von der Auf- 
tragsverwaltung des Landes Baden-Württemberg zügig betrieben. Diese 
Maßnahme ist im Fünfjahresplan für den Ausbau der Bundesfernstraßen 
in den Jahren 1993 bis 1997 mit Ergänzung bis 2000 des Bundesministe- 
riums für Verkehr enthalten. Der Zeitpunkt des Baubeginns bemißt sich 
zunächst nach der Erlangung des Baurechts im Rahmen des Planfeststel- 
lungsverfahrens. 


38. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung meiner Einschät- 
zung zu, daß die Variante der Tunnelzufahrt, die 
durch die Stadt Schwäbisch Gmünd ins Spiel ge- 
bracht wurde und die eine direkte, vergleichs- 
weise kostengünstige oberirdische Anbindung 
der B 298 ermöglichen würde und damit einer- 
seits eine erheblich bessere Auslastung des Tun- 
nels und andererseits eine deutliche Entlastung 
des Innenstadtverkehrs von Schwäbisch Gmünd 
um bis zu 10000 Fahrzeugeinheiten täglich zur 
Folge hätte, keine Auswirkung auf das Tunnel- 
bauwerk selbst hätte und damit auch nicht als 
Begründung dafür dienen könnte, den Baube- 
ginn des Tunnels weiter zu verzögern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Mai 1994 

Die Auftragsverwaltung betreibt das Planfeststellungsverfahren auf der 
Grundlage der dem Bundesministerium für Verkehr vorgelegten, mit der 
Stadt Schwäbisch Gmünd und anderen Trägern öffentlicher Belange 
abgestimmten Pläne. Neue, im Bundesministerium für Verkehr nicht 
bekannte Varianten einer Tunnelzufahrt, würden einen Baubeginn mit 
hoher Wahrscheinlichkeit verzögern. 


39. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung - für den Fall einer 
Kostenbeteiligung der Stadt Schwäbisch Gmünd 
- bereit, für die Zufahrtsvariante andere Finan- 
zierungsmöglichkeiten auszuloten, etwa eine 
Bezuschussung nach dem Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Mai 1994 

Ein Einsatz von Fördermitteln des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgeset- 
zes (GVFG) für Straßen in der Baulast des Bundes, wie im vorliegenden 
Fall, ist gesetzlich ausgeschlossen. Über die Verwendung der GVFG- 
Mittel für Straßenbauprojekte entscheidet allein die Landesregierung im 
Rahmen der ihr für das jährliche Landesförderprogramm zur Verfügung 
gestellten Mittel. 


40. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Welche Folgerungen hinsichtlich Verwirk- 
lichungszeitraum, Ausbaustandard und -plänen 
zieht die Bundesregierung hinsichtlich des Ver- 
kehrsprojektes Deutsche Einheit Nr. 1 Lü- 
beck/Holthusen — Rostock — Stralsund aus von 
der Deutschen Bahn AG erstellten Wirtschaftlich- 
keitsberechnungen, für die Teilabschnitte Lü- 
beck — Bad Kleinen, Holthusen — Bad Kleinen, 
Bad Kleinen — Rostock und Rostock — Stralsund? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Mai 1994 

Der Bundesregierung liegen bisher noch keine Wirtschaftlichkeitsberech- 
nungen der Deutschen Bahn AG (DB AG) für die Strecke Lübeck/Hage- 
now Land — Rostock — Stralsund vor. 


41. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Welche wirtschaftlichen Kriterien liegen der Be- 
urteilung der Wirtschaftlichkeit der einzelnen 
Schienverkehrsprojekte Deutsche Einheit durch 
die Deutsche Bahn AG zugrunde, und sind diese 
mit der Bundesregierung (vgl. Antwort auf 
Frage 49 in Drucksache 12/6892 des Abgeordne- 
ten Dr. Ulrich Janzen - s. Stenographischer 
Bericht der 213. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages vom 3. März 1994 Anl. 16 S. 18502) zuvor 
abgestimmt worden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Mai 1994 

Die Gründung der DB AG sowie die Beschlüsse zum Haushalt 1994 und 
deren Auswirkungen auf die mittelfristige Finanzplanung machen es 
erforderlich, zusammen mit der DB AG eine sowohl aus unternehmeri- 
scher als auch aus verkehrspolitischer Sicht zu treffende Prioritätenrei- 
hung für die Realisierung der Schienenvorhaben des Bundesschienen- 
wegeausbaugesetzes, zu denen auch die Verkehrsprojekte Deutsche Ein- 
heit gehören, vorzunehmen. Diese Wirtschaftlichkeitsberechnungen wer- 
den von der DB AG selbst und in eigener Verantwortung durchgeführt. Sie 
werden nach Abschluß dem Bundesministerium für Verkehr vorgelegt 
werden. 


42. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Da die Bundesregierung zu meinen Fragen 18 
und 19 in Drucksache 12/7295 geäußert hat, daß 
von einer Bergung der Kampfstoffmunition in der 
Ostsee abgesehen werden soll, frage ich die Bun- 
desregierung, ob sie bereit ist, die Verantwortung 
dafür zu übernehmen, daß das gefürchtete Haut- 
gift LOST, das auch Senfgas genannt wird, ein 
unabsehbares Gefährdungspotential für Fischer, 
Verbraucher, Touristen und Anwohner der Ost- 
seestaaten bildet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 27. Mai 1994 

Die Bundesregierung teilt - in Übereinstimmung mit den in der Helsinki- 
Kommission vertretenen übrigen Ostseeanliegerstaaten - die Auffassung 
der Bund/Länder- Arbeitsgruppe „Chemische Kampfstoffe in der Ostsee" , 
daß, solange die Kampf Stoffmunition auf dem Meeresboden verbleibt, für 
den Menschen keine Gefahr von ihr ausgeht. Ferner ist praktisch aus- 
zuschließen, daß versenkte Kampfstoffmunition oder Kampfstoffreste aus 
den Versenkungsgebieten der Ostsee durch Strömungen an die Küsten 
getrieben werden. Bisher konnte diesbezüglich kein einziger Fall nachge- 
wiesen werden. 

Eine reale Gefährdung betrifft die Fischerei in den Versenkungsgebieten. 
Hier besteht eine gewisse Gefahr, daß Zählostklumpen oder Kampstoff- 
munition mit Grundschleppnetzen eingefangen und an Bord geholt wer- 
den. Für die Mannschaft der Fischkutter besteht dadurch die Gefahr der 
Kontamination durch Kampfstoffe. Da die Versenkungsgebiete außerhalb 
des deutschen Hoheitsbereichs liegen, kann die Bundesregierung für 
diese Gebiete kein Fischereiverbot für deutsche Fischer aussprechen. 

Die Bund/Länder-Arbeitsgruppe und die internationale Arbeitsgruppe 
CHEMU der Helsinki-Kommission sind hinsichtlich der Gefahren für die 
Meeresumwelt zu den Schlußfolgerungen gekommen, daß nach jetziger 
Kenntnislage keine Gefährdung der marinen Fauna und Flora besteht und 
daß eine Gefährdung des Verbrauchers durch kontaminierten Fisch 
unwahrscheinlich ist. Dieses wird auch bestätigt durch Untersuchungen 
der Bundesforschungsanstalt für Fischerei aus dem Jahre 1976; sie haben 
ergeben, daß der Verzehr roher, gekochter oder gebratener mariner 
Produkte keine akute Gefahr für den Menschen darstellt (vgl. S. 31 des 
Abschlußberichtes) . 
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Um die derzeitige Bewertung des Gefahrenpotentials der versenkten 
Kampfstoffmunition weiter abzusichern, haben beide Arbeitsgruppen 
empfohlen, im Rahmen der vorgeschlagenen Untersuchungsprogramme 
auch Proben von Fischen in den Versenkungsgebieten zu entnehmen und 
diese auf chemische Kampfstoffe und deren Abbauprodukte zu unter- 
suchen. 

Im übrigen verweise ich auf meine Antwort zu Frage 44. 

Die Bundesregierung setzt alles daran, das Gefährdungspotential für 
Fischer zu verringern. Zu diesem Zweck wird durch Kennzeichnung der 
Versenkungsgebiete in den Seekarten und in der Veröffentlichung 
„Nachrichten für Seefahrer" des Bundesamtes für Seeschiffahrt und 
Hydrographie (BSH) vor der Fischerei in den Versenkungsgebieten 
gewarnt. 

Ferner werden - entsprechend den Empfehlungen der Bund/Länder- 
Arbeitsgruppe - die Verhaltensmaßregeln für deutsche Fischer bei 
Kampfstoff- und Kampfstoffmunitionsfunden und das Informationsmate- 
rial für die bei solchen Funden einzuschaltenden Stellen überarbeitet. 

Darüber hinaus werden durch das BSH im deutschen Hoheitsbereich die 
Transportwege vom ehemaligen Verladehafen Wolgast zu den Ver- 
senkungsgebieten bei Bornholm abgesucht, um festzustellen, ob auch 
außerhalb der Versenkungsgebiete Kampf Stoffmunition versenkt worden 
ist. Hierzu wird das Ende dieses Jahres in Dienst gehende neue Vermes- 
sungs-. Wracksuch- und Forschungsschiff „DENEB" des BSH mit einem 
besonderen Objektsuchsonargerät ausgerüstet, um einzelne Munitions- 
körper auf spüren zu können. Die Untersuchungen sollen ab 1995 durch- 
geführt werden. 


43. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Einschät- 
zung, das Gefährdungspotential der auf dem 
Meeresboden der Ostsee abgelagerten 300000 
Tonnen chemischer Kampfstoffe sei nicht so 
hoch, daß eine Bergung angestrebt werden 
müsse (siehe Antworten auf meine o. g. Fragen im 
Stenographischen Bericht der 222. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 21. April 1994, 
Seite 19266 Anlage), auch nachdem im „DER 
SPIEGEL" vom 16. Mai 1994 berichtet wurde, daß 
russische Experten mittlerweile festgestellt 
haben, daß die Metallummantelungen von Bom- 
ben und Minen bereits zu 70 bis 80 Prozent durch- 
gerostet sind und in den nächsten Jahren mit 
massiver Giftinfiltration der europäischen 
Gewässer zu rechnen ist, so daß letztendlich eine 
realistische Prognose über die Auswirkungen gar 
nicht möglich ist - bzw. es mehr als grob fahr- 
lässig wäre, darauf zu vertrauen, daß die Selbst- 
reinigungskraft der ohnehin schon schwer in Mit- 
leidenschaft geratenen Ostsee (siehe „DER 
STERN", Artikel Nr. 32 vom 30. Juli 1992), die 
infolge ihrer geographischen Situation über eine 
geringere Selbstreinigungskraft als andere 
Meere verfügt, letztendlich hochgradig gefährdet 
ist? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 27. Mai 1994 

Nach derzeit vorhegenden gesicherten Erkenntnissen schätzt die von der 
Helsinki-Kommission eingesetzte Arbeitsgruppe CHEMU, bei der auch 
die Erkenntnisse der russischen Experten berücksichtigt wurden, die 
Gesamtmenge der in der Ostsee versenkten Kampfstoffmunition auf etwa 
40 000 t. Dies entspricht einer Kampfstoffmenge von etwa 13 000 t. 

Wegen der Vielzahl an Einflußgrößen ist aufgrund theoretischer Über- 
legungen oder Berechnungen eine Aussage über den Zustand von Kampf- 
stoffmunition aus einem speziellen Versenkungsort nicht möglich. Bis- 
herige Untersuchungen haben gezeigt, daß sowohl intakte als auch voll- 
ständig korrodierte Hüllen ohne Kampfstoffreste gefunden werden. Die 
im „DER SPIEGEL" angeführten Feststellungen der russischen Experten 
beruhen auf theoretischen Berechnungen. 

In Übereinstimmung mit der Bund/Länder- Arbeitsgruppe unterstützt die 
Bundesregierung ein Untersuchungsprogramm, das in Zusammenarbeit 
mit den anderen Ostseeanliegerstaaten durchgeführt und im Rahmen der 
Helsinki-Kommission abgestimmt werden soll. Im Rahmen dieses Pro- 
gramms sollen auch stichprobenartige Untersuchungen des Zustandes der 
Kampstoffmunition durchgeführt werden, um die derzeitige Benutzung 
des Gefährdungspotentials weiter abzusichern. 


44. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei genauer Lektüre des Berichtes der Bund/ 
Länder- Arbeitsgruppe „Chemische Kampfstoffe 
in der Ostsee", Fragen offenbleiben, die z. B. 
exakte Aussagen über den Zustand der Munition 
an einem speziellen Versenkungsort möglich 
machen würden bzw. Kenntnisse darüber vermit- 
teln könnten, ob die Behälter für die chemischen 
Kampfstoffe überhaupt noch intakt sind, was die 
Voraussetzung dafür ist, daß auf dem Meeresbo- 
den eine Gefahr durch diese Stoffe ausgeschlos- 
sen werden kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 27. Mai 1994 

Die Bund/Länder- Arbeitsgruppe und die internationale Arbeitsgruppe 
CHEMU sind hinsichtlich der Gefahren für die Meeresumwelt zu folgen- 
den Schlußfolgerungen gekommen: 

- „Aufgrund der vorliegenden Kenntnisse und Untersuchungen ist eine 
großräumige Gefährdung der marinen Umwelt durch im Meerwasser 
gelöste Kampfstoffe ausgeschlossen. Es ist allerdings möglich, daß 
schwerlösliches Clark, Adamsit oder Zählost im Sediment in erhöhten 
Konzentrationen in unmittelbarer Nähe der versenkten Munition auf- 
treten können. Aufgrund des sehr begrenzten Umfangs und der Immo- 
bilität des Sediments besteht jedoch nach jetziger Kenntnislage keine 
Gefährdung der marinen Fauna und Flora. " 

Da diese Untersuchungen außerhalb des deutschen Hoheitsbereichs 
durchzuführen sind, unterstützt die Bundesregierung, daß in der CHEMU- 
Arbeitsgruppe ein Untersuchungsplan erarbeitet wird. Auf dessen Grund- 
lage wird über Art und Umfang einer deutschen Beteiligung an den Unter- 
suchungen zu entscheiden sein. 
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Die nächste Sitzung der internationalen Arbeitsgruppe CHEMU findet im 
Juni 1994 statt. Sie ist von der Helsinki-Kommission (RELCOM) im März 
1994 auf gefordert worden, bis zur nächsten RELCOM- Sitzung im Früh- 
jahr 1995 einen detailierten Arbeitsplan vorzulegen, mit dem die Empfeh- 
lungen im Abschlußbericht der Arbeitsgruppe umgesetzt werden sollen. 


45. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Nimmt die Bundesregierung die im „DER SPIE- 
GEL" -Artikel vom 16. Mai 1994 (Arsen in der Ost- 
see) durch den russischen Präsidentenberater 
Boris Surikow abgegebene Warnung vor den in 
der Ostsee versenkten deutschen C-Waffen und 
seine Befürchtung einer Öko-Katastrophe unbe- 
kannten Ausmaßes, die noch nach zwei Genera- 
tionen Auswirkungen haben wird, zum Anlaß, 
darüber nachzudenken, ob es nicht sinnvoll sein 
kann, so schnell wie möglich einige Chemiewaf- 
fen vom Meeresgrund zu heben und sorgfältig zu 
untersuchen, um festzustellen, ob ein weiteres 
Abwarten angesichts möglicher Gefährdungen 
überhaupt noch zu verantworten ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 27. Mai 1994 

Die Angaben von Generalmajor a. D. Boris Surikow sind in dem Bericht 
der Bund/Länder- Arbeitsgruppe bereits verwertet (S. 8). Sie gehören 
damit zu den Grundlagen für die Abschätzung des Gefahrenpotentials 
durch die Arbeitsgruppe. Die Empfehlung der Arbeitsgruppe zur Durch- 
führung eines mit den übrigen Ostseeanliegerstaten abgestimmten Unter- 
suchungsprogramms wird von der Bundesregierung im Rahmen der 
Arbeiten der Helsinki-Kommission unterstützt. 

Im übrigen hat das Bundesministerium für Verkehr mit den Verkehrsmini- 
sterien Dänemarks und Schwedens vereinbart, daß die hydrographischen 
Dienste der drei Länder die Angaben des russischen Präsidentenberaters 
Boris Surikow erneut gemeinsam bewerten. Die Bundesregierung wird 
hierzu noch im Juni 1994 einladen. 


46. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Welche Gründe werden von der Bundesregie- 
rung für die von der Deutschen Bahn AG ange- 
kündigte Überprüfung und eventuelle Neuüber- 
legung hinsichtlich des als Verkehrsprojekt Deut- 
sche Einheit Nr. 1 vorgesehenen Ausbaus der 
Strecke Lübeck — Rostock — Stralsund ange- 
führt, und finden bei diesen Neuüberlegungen 
bereits die durch die Erweiterung der EU im Ost- 
seeraum zu erwartenden Veränderungen im Ver- 
kehrsaufkommen, einschließlich des Güterver- 
kehrs, Berücksichtigung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Mai 1994 

Die Gründung der DB AG sowie die Beschlüsse zum Haushalt 1994 und 
deren Auswirkungen auf die mittelfristige Finanzplaung machen es erfor- 
derlich, zusammen mit der DB AG eine sowohl aus unternehmerischer als 


25 



Drucksache 12/7781 


Deutscher Bundestag -- 12. Wahlperiode 


auch aus verkehrspolitischer Sicht zu treffende Prioritätenreihung für die 
Realisierung der Schienenvorhaben des Bundesschienenwegeausbauge- 
setzes, zu denen auch die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit gehören, 
vorzunehmen. Da mit der Erweiterung der EU im Ostseeraum veränderte 
verkehrliche Randbedingungen zu berücksichtigen sind, werden diese 
bei den Planungen sämtlicher Verkehrsträger im gesamten betroffenen 
Raum berücksichtigt. 


47. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Welche verkehrspolitischen Schlußfolgerungen 
zieht die Bundesregierung aus den durch den 
beschlossenen EU-Beitritt Schwedens und Nor- 
wegens für Mecklenburg-Vorpommern zu erwar- 
tenden neuen verkehrspolitischen Herausforde- 
rungen angesichts der immer noch großen infra- 
strukturellen Defizite, und welche Maßnahmen 
sind geplant, um die zu erwartenden Verlagerun- 
gen im Personen-, Fern- und Güterverkehr auf 
dem Schienenwege besser als bisher zu bewälti- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Mai 1994 


Die Bundesregierung sieht die Notwendigkeit, die Verkehrsbeziehungen 
im Ostseeraum insgesamt zu verbessern. Diesem Ziel wird bereits im 
BVWP'92 und dem Schienenwegeausbaugesetz Rechnung getragen. 

Als länderübergreifende Vorhaben sind die Ausbaustrecken Berlin — 
Saßnitz und Berlin ~ Rostock berücksichtigt. Wegen des grenzüberschrei- 
tenden Bezuges sind hierzu Vereinbarungen und Abstimmungen mit den 
skandinavischen Ländern notwendig. 

Im Zusammenhang mit den Untersuchungen über eine feste Querung des 
Fehmarn Belt werden daher kurzfristig Studien in Auftrag gegeben, mit 
denen die zukünftige Verkehrsnachfrage im gesamten westlichen Ostsee- 
raum eingeschätzt werden kann. Daraus ist ein Gesamtkonzept der zu 
erwartenden Verkehrsströme auf bestehenden und geplanten festen 
Land- und Seeverbindungen einschließlich der Ostseehäfen und ihrer 
Hinterlandanbindungen zu entwickeln. Hieraus lassen sich die Ausbau- 
erfordernisse einzelner Verkehrsrelationen ableiten. 


48. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Bestätigt die Bundesregierung, daß eine Tunnel- 
lösung (Ortsumfahrung) für die B 28 Ortsdurch- 
fahrt, dem Ort Blaustein eine erhebliche Ver- 
kehrsentlastung bringen würde, und daß insbe- 
sondere eine Reduzierung des Verkehrsaufkom- 
mens am Bahnübergang Klingenstein von 12700 
auf 1 200 Autos pro Tag (Verkehrsgutachten von 
Prof. Schaechtele) eine erhebliche Entlastung der 
Kreuzung im Sinne des § 3 Nr. 2 und § 13 Abs. 2 
des Eisenbahnkreuzungsgesetzes darstellt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Mai 1994 


Zweck einer Ortsumgehung Blaustein im Zuge der Bundesstraße 28 wäre 
nicht die Entlastung des Bahnübergangs Klingenstein, so daß die Rege- 
lung des § 3 Nr. 2 und § 13 Abs. 2 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes nicht 
in Betracht kommt. Es kann daher nicht bestätigt werden, daß für eine 
Ortsumgehung eine Maßnahme nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz 
vorliegt. 


49. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung dem Vorschlag zu- 
stimmen, die Kosten von 50 Mio. DM für die H4- 
Lösung, die vom Regierungspräsidium Tübingen 
angestrebt wird und im vordringlichen Bedarf 
eingestuft ist, und die Kosten von 16 Mio. DM für 
den vierspurigen Ausbau der B 28 zwischen Blau- 
stein und Ulm für die Tunnellösung, die nach Be- 
rechnungen der Gutachter auf ca. 80 Mio. DM 
veranschlagt wird und nach sämtlichen bisher 
vorliegenden Gutachten die optimale Lösung der 
Verkehrsprobleme in Blaustein darstellt, zu ver- 
wenden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Mai 1994 

Nachdem die Voraussetzungen für eine Maßnahme nach dem Eisenbahn- 
kreuzungsgesetz nicht vorliegen, käme eine Ortsumgehung Blaustein nur 
als Maßnahme des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen in Betracht. 
Darin ist ein entsprechender Bedarf jedoch nicht enthalten, so daß derzeit 
diese Voraussetzung für eine Bundesfernstraßenmaßnahme nicht vorliegt. 
Der vierstreifige Ausbau der B 28 zwischen Blaustein und Ulm ist unab- 
hängig von einer Ortsumgehung Blaustein als Bedarf anerkannt, so daß 
der angesprochene Zusammenhang beider Maßnahmen nicht gesehen 
werden kann. 


50. Abgeordneter Was passiert nach der Bahnreform mit den einge- 

Otto tragenen Vereinen der Bundesbahn-Landwirt- 

Reschke Schaft und deren Unterbezirken? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. Juni 1994 


Das Gesetz zur Zusammenführung und Neugliederung der Bundeseisen- 
bahnen bestimmt in § 15 Abs. 2, daß die in der Anlage zu diesem Gesetz 
aufgeführten betrieblichen Sozialeinrichtungen und die anerkannten 
Selbsthilfeeinrichtungen der bisherigen Bunderseisenbahnen für den 
Bereich des Bundeseisenbahnvermögens aufrechterhalten und nach den 
bisherigen Grundsätzen weitergeführt werden. Zu den hiernach weiter- 
zuführenden Selbsthilfeeinrichtungen gehören die 

- Bundesbahn-Lanwirtschaft (BLw) und 

- Bahn-Landwirtschaft der früheren Deutschen Reichsbahn (BLw/DR). 
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Nach § 15 Abs. 3 kann die Deutsche Bahn Aktiengesellschaft die einzel- 
nen in der Anlage zu Absatz 2 aufgeführten Einrichtungen anerkennen 
oder sich an ihnen beteiligen. 

Der Vorstand der DB AG hat die BLw und BLw/DR mit Beschluß vom 
3. Januar 1994 als betriebliche Sozialeinrichtungen anerkannt und dies 
bereits zum Gegenstand des Sozialtarifvertrages für die Arbeitnehmer der 
DB AG gemacht. 

Das Bundeseisenbahnvermögen wird die bisherigen Selbsthilfeeinrich- 
tungen Bundesbahn-Landwirtschft (BLw) und die Bahn-Landwirtschaft 
der Deutschen Reichsbahn (BLw/DR) unter Verschmelzung zur BLw ent- 
sprechend dem gesetzlichen Auftrag nach den bisherigen Grundsätzen 
als betriebliche Sozialeinrichtungen weiterführen. 

Der BLw- Hauptverb and e. V. ist Dachverband, dem die als eingetragene 
Vereine errichteten Bezirke der BLw als Mitglieder angehören. Die Unter- 
bezirke sind rechtlich unselbständige Untergliederungen der Bezirke der 
BLw. 


Welche Pläne verfolgt die Bundesregierung 
bezüglich der dringend notwendigen Einrichtun- 
gen von Lärmschutzwällen an der Autobahn A 39 
im Bereich der Stadtteile Lebenstedt-West (Fre- 
denberg), Lebenstedt-Süd, Salder sowie Thiede/ 
Steterburg, Sauingen, Üfingen innerhalb der 
Stadt Salzgitter, zumal die Untersuchungen des 
Jahres 1990 keine Aussagekraft mehr haben kön- 
nen wegen des dramatisch gestiegenen Ver- 
kehrsaufkommens auf dieser Strecke nach Mit- 
teldeutschland und Berlin? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. Juni 1994 

Die Bundesregierung wird im Ergebnis lärmtechnischer Untersuchungen, 
die im Anschluß an die im Jahre 1995 vorgesehene Verkehrszählung 
durchgeführt werden, entscheiden, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang Anspruchsvoraussetzungen für Lärmschutzanlagen in den 
angesprochenen Abschnitten der A 39 vorliegen. Danach wird sich über- 
dies zeigen, ob die im Jahre 1990 ermittelten Ergebnisse lärmtechnischer 
Untersuchungen einer Prüfung standhalten. 


51. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Welche bindende Kraft hat der vom Deutschen 
Bundestag beschlossene Bundesverkehrswege- 
plan, wenn die Deutsche Bahn AG sich im Falle 
der Strecke München — Lindau über ihn hinweg- 
setzen kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. Juni 1994 


Das vom Deutschen Bundestag auf Grundlage des Bundesverkehrswege- 
plans 1992, dem Investitionsprogramm der Bundesregierung für die Bun- 
desverkehrswege bis zum Jahr 2012, beschlossene Bundesschienenwege- 
ausbaugesetz ist in der geänderten Fassung seit dem 1. Januar 1994 in 
Kraft. 
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Das Vorhaben „Ausbaustrecke München — Lindau — Grenze D/A" ist in 
dem gemäß § 1 des Bundesschienenwegeausbaugesetzes aufgestellten 
und dem Gesetz als Anlage beigefügten Bedarfsplan für die Bundesschie- 
nenwege unter den „Länderübergreifenden Projekten" enthalten. Eine 
Einstufung in den „Vordringlichen Bedarf" ist - wie für Vorhaben mit 
internationalem Bezug üblich - abhängig von Abstimmungen mit den 
Planungen der Nachbarländer sowie Erfüllung der üblichen Kriterien für 
die Aufnahme von Vorhaben in den „Vordringlichen Bedarf" . 

Zur Zeit prüft eine von den Verkehrsministerien Deutschlands und der 
Schweiz eingesetzte Arbeitsgruppe aus Vertretern der Verkehrsverwal- 
tung und der Bahnen beider Länder im Rahmen der Untersuchung der 
Verbindungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweiz auch die Strecke München — Lindau. Die Arbeiten sind noch 
nicht abgeschlossen. 


53. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Nimmt die Bundesregierung selbst das von ihr so 
oft wiederholte Prinzip „Von der Straße auf die 
Schiene" im Falle der Bahnstrecke München — 
Lindau nicht ernst? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. Juni 1994 

Die Bundesregierung nimmt das Prinzip „Von der Schiene auf die Straße" 
auch im Falle der Bahnstrecke München — Lindau ernst. Die Bedeutung 
kommt darin zum Ausdruck, daß dieses Vorhaben als „Länderübergrei- 
fendes Projekt" im aktuellen Bundes verkehrswegeplan enthalten ist. Im 
übrigen nehme ich Bezug auf die Antwort zur Frage 52. 


54. Abgeordnete 

Hanna 

Wolf 

(SPD) 


Wer kann heute noch die Deutsche Bahn AG dazu 
veranlassen, den zweigleisigen Ausbau und die 
Elektrifizierung der Strecke München — Lindau 
als adäquate europäische Zulaufstrecke für den 
schweizerischen Alpentransit mit Priorität zu 
betreiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. Juni 1994 


Die Realisierung des Projektes im Rahmen der Bundesverkehrswege- 
planung ist abhängig von den unter Frage 52 angesprochenen Vorausset- 
zungen. 

Mit dem Inkrafttreten des Eisenbahnneuordnungsgesetzes vom 27. De- 
zember 1993 am 1. Januar 1994 ist das Verhältnis des Bundes zu seinen 
Eisenbahnen auf eine neue Grundlage gestellt worden. An die Stelle der 
bisherigen Staatsbahnen Deutsche Bundesbahn und Deutsche Reichs- 
bahn ist für den unternehmerischen Bereich am 5. Januar 1994 die Deut- 
sche Bahn Aktiengesellschaft (DB AG) getreten. Sie unterliegt den 
Bestimmungen des Aktiengesetzes, nicht jedoch den Weisungen des Bun- 
desministeriums für Verkehr. Unter der Voraussetzung, daß das Projekt in 
den „Vordringlichen Bedarf" eingestuft wird, sind zu seiner Realisierung 
Verhandlungen zwischen Bund und DB AG mit dem Ziel einer Finanzie- 
rungsvereinbarung erforderlich. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Teiekommunikation 


55. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Investitionen haben die einzelnen Unter- 
nehmungen der Deutschen Bundespost in den 
Kreisen Limburg- Weilburg und Rheingau-Tau- 
nus in diesem Jahr und in den beiden Vorjahren 
getätigt? 


Antw^ort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 27. Mai 1994 


Die Angaben der 3 Unternehmen der DBF lauten wie folgt: 


1. TELEKOM: 



Jahr 1992 

Jahr 1993 

Jahr 1994 
(bisher) 

Kreis 

Limburg-Weilburg 

Rheingau-Taunus 

18,838Mio. 

22 Mio. 

26,545 Mio. 

16,907 Mio. 

7,991 Mio. 

3,854 Mio. 


2. POSTDIENST: 

Das Unternehmen Deutsche Bundespost POSTDIENST hat lediglich für 
den Bereich des Bauwesens und hier auch nur für die 3 Jahre zusam- 
mengefaßt nähere Angaben. Der Umfang der sonstigen Investitionen 
läßt sich nur bezogen auf Bundesländer ermitteln. 

In vielen Bereichen wird darüber hinaus eine zentrale Beschaffung 
praktiziert. 

Bauwesen: 

1992 bis 1994 

Kreis Limburg- Weilburg rd. 1,5 Mio. DM 

Kreis Rheingau-Taunus rd. 8,3 Mio. DM 


3. POSTBANK: 

Die POSTBANK hat in beiden Kreisen keine eigenen Dienststellen. 


56. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist dort die Anzahl der Beschäftigten in 
den einzelnen Dienststellen, und wie hat sich der 
Personalbestand in diesem und in den beiden ver- 
gangenen Jahren entwickelt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 27. Mai 1994 

1. TELEKOM: 

Der Kreis Limburg- Weilburg gehört zum Bereich des Fernmeldeamts 
Gießen und der Kreis Rheingau-Taunus zum Bereich des Fernmelde- 
amts Wiesbaden. 

Anzahl der Beschäftigten*) 


FA 

März 1994 

Dezember 1993 

Dezember 1992 

Gießen 

2 238 

2 248 

2 314 

Wiesbaden 

1 641 

1 653 

1 702 


*) Jeweils Monatsendwerte; in vollen Einheiten, d. h. vollbeschäftigte Arbeits- 
kräfte (vAKr) und nichtvollbeschäftigte Arbeitskräfte auf vAKr umgerechnet. 


2. POSTDIENST: 

Die Zahl der Arbeitskräfte und Nachwuchskräfte bei den Postäm- 
tern (V), deren Amtsbezirk im Kreis Limburg-Weilburg oder Rheingau- 
Taunus liegt, haben wir nachstehend aufgelistet: 


Arbeitskräfte und Nachwuchskräfte (nach der Kopfzahl) 


Amt 

Jahr 

vAKr 

•) 

nAKr 

•) 

Summe 

NKr 

•) 

PA (V) Limburg 

31. Dezember 1991 

505 

212 

717 

30 


31. Dezember 1992 

497 

216 

713 

33 


31. Dezember 1993 

487 

208 

695 

30 


30. April 1994 

477 

205 

682 

29 

PA (V) Eltville 

31. Dezember 1991 

307 

89 

— 

396 

10 


31. Dezember 1992 

318 

90 

408 

8 


31. Dezember 1993 

306 

86 

392 

7 


30. April 1994 

298 

90 

388 

7 

PA (V) Wiesbaden 

31. Dezember 1991 

1 458 

586 

2 044 

26 


31. Dezember 1992 

1 462 

587 

2 049 

12 


31. Dezember 1993 

1 378 

536 

1 914 

11 


30. April 1994 

1 375 

545 

1 920 

11 


) vAKr - vollbeschäftigte Arbeitskräfte. 
nAKr - nichtvollbeschäftigte Arbeitskräfte. 
NKr - Nachwuchskräfte. 


3. POSTBANK: 

Die POSTBANK unterhält in beiden Kreisen keine eigenen Dienststellen. 


57. Abgeordneter 

Matthias 

Weisheit 

(SPD) 


Trifft es zu, daß bei der Zuständigkeitseinteilung 
der Postniederlassungen Brief-Fracht-Vertrieb 
die Zugehörigkeit zu Postleitzahlenbereichen 
höchste Priorität hat und daß dabei auch Landes- 
grenzen keine Rolle spielen, wie dies bei der Auf- 
teilung der neuen Zuständigkeiten im Bereich 
Brief 88 Ravensburg, 89 Ulm und Bereich Fracht 
Günzburg geschehen ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 1. Juni 1994 

Es trifft zu, daß die Sparten Briefpost und Frachtpost die Einteilung ihrer 
Niederlassungsregionen nach rein logistischen Grundsätzen auf der Basis 
der Postleitzahl (nach Leitregionen) und unter Berücksichtigung von Ver- 
kehrsmengen vorgenommen haben. 

Im Vordergrund stand für die Sparte Postfilialen (Vertrieb) die Schaffung 
einer optimalen betrieblichen Struktur unter Berücksichtigung der zu bil- 
denden Verwaltungseinheiten - und damit der Leitungsspannen der 
Anzahl der vorhandenen Amtsstellen, der zu führenden operativen Mit- 
arbeiter unter dem Aspekt einer weiteren Gliederung der Außenorgani- 
sation in Filialbezirksleitungen, der Einwohnerzahl einer Region in Rela- 
tion zur betreuten Fläche und die Zusammengehörigkeit kommunaler 
Gebiete innerhalb der Grenzen der Bundesländer. 


58. Abgeordneter 

Matthias 

Weisheit 

(SPD) 


Warum wurde im Bereich Vertrieb nicht analog 
verfahren und der alte grenzüberschreitende 
Bereich des Postamtes Ulm zwischen Bayern und 
Baden-Württemberg aufgeteilt, so daß Neu-Ulm 
jetzt zu Ingolstadt geschlagen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 1. Juni 1994 

Wie in Frage 57 aufgezeigt, basieren die Entscheidungen der verschiede- 
nen Sparten (Vertrieb Briefpost, Frachtpost) auf völlig unterschiedlichen 
Kriterien. Insoweit läßt sich eine Analogie zur Planung der Sparten Brief- 
post und Frachtpost nicht herstellen. 

Ergänzend ist hinzuzufügen, daß es sich hier um keinen Einzelfall handelt, 
sondern in vielen Fällen Teile von Dienststellen aufzulösender Postämter 
mit Verwaltung unterschiedlichen Niederlassungen zugeordnet werden 
müssen. Außerdem kann davon ausgegangen werden, daß die Führung 
der Schalterkräfte des Postamtes Neu-Ulm und der entsprechenden Amts- 
stellen nicht von Ingolstadt aus erfolgen wird. Vielmehr wird die Zustän- 
digkeit bei einer wesentlich näher gelegenen Bezirksleitung liegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


59. Abgeordnete Ist die Äußerung des Staatssekretärs im Bundes- 

Anke ministerium für Raumordnung, Bauwesen und 

Fuchs Städtebau, Herbert Schmülling, im Kölner Stadt- 

(Köln) anzeiger vom 4. Mai 1994, wo er wörtlich erklärte: 

(SPD) „Wir wollen, daß die Deutsche Welle in den 

Schürmann-Bau kommt", die offizielle Meinung 
der Bundesregierung? 
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Antwort der Bundesministerin Dr. Irmgard Schwaetzer 
vom 27. Mai 1994 

Die Äußerung des Staatssekretärs im Bundesministerium für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau im Kölner Stadtanzeiger vom 4. Mai 1994 
beruht auf Überlegungen zur Nutzung der Bauten an der Kurt-Schu- 
macher-Straße, wonach die Deutsche Welle ein geeigneter Nutzer wäre. 
Dies wird bestätigt durch die von Prof. Schürmann & Partner erarbeitete 
Umnutzungsstudie. Eine Entscheidung steht noch aus. 


60. Abgeordnete 

Anke 

Fuchs 

(Köln) 

(SPD) 


Gibt die Bundesregierung mit ihren Plänen, die 
Deutsche Welle im Schürmann-Bau unterzubrin- 
gen, ihre bisherigen Pläne zur Ansiedlung von 
VN-Institutionen in Bonn auf? 


Antwort der Bundesministerin Dr. Irmgard Schwaetzer 
vom 27. Mai 1994 


Nein. 


61. Abgeordnete 

Anke 

Fuchs 

(Köln) 

(SPD) 


Verstößt nach Auffassung der Bundesregierung 
die Absicht, die Deutsche Welle im Schürmann- 
Bau unterzubringen, nicht sowohl gegen den 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
20. Juni 1991 als auch gegen die vom Deutschen 
Bundestag zustimmend zur Kenntnis genomme- 
nen Berichte der Konzeptkommission, wonach 
die Region Bonn einen Ausgleich für den Verlust 
des Parlamentssitzes und von Regierungsfunktio- 
nen erhalten soll? 


Antwort der Bundesministerin Dr. Irmgard Schwaetzer 
vom 27. Mai 1994 

Eine Entscheidung über die Folgenutzung steht noch aus. Im übrigen wäre 
eine eventuelle Unterbringung der Deutschen Welle in der Liegenschaft 
an der Kurt- Schumacher- Straße unabhängig von den Ausgleichsmaßnah- 
men gemäß Berlin-Bonn-Gesetz. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie 


62. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Ist sich die Bundesregierung dessen bewußt, daß 
eine staatliche Förderung von Wirtschaftsun- 
ternehmen, die im Verdacht einer zukünftigen 
mißbräuchlichen Nutzung der Genomdaten ste- 
hen, nicht nur moralisch bedenklich ist, sondern 
auch die Akzeptanz gentechnischer Forschung 
wesentlich verringern und damit den Wirtschafts- 
standort Deutschland für moderne biotechnologi- 
sche Verfahren ernsthaft gefährden würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 30. Mai 1994 

Eine staatliche Förderung von solchen Unternehmen kann aus den von 
Ihnen genannten Gründen selbstverständlich nicht in Frage kommen. Es 
sind der Bundesregierung allerdings keine Wirtschaftsunternehmen 
bekannt, die im Verdacht stünden, Genomdaten mißbräuchlich zu nutzen. 


63. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich Ver- 
treter namhafter Universitäten der USA wegen 
der häufig schlechten Witterungsbedingungen, 
die eine sinnvolle Nutzung nur selten erlauben 
werden, offiziell aus „ökonomischen und akade- 
mischen Gründen" gegen den Bau eines Obser- 
vatoriums auf der obersten Spitze des Mount Gra- 
ham in Arizona ausgesprochen haben, und daß 
ernstzunehmende ökologische Bedenken dage- 
gen erhoben worden sind, über die bereits vor- 
handenen Stationen hinaus auch den Gipfel des 
Berges zu bebauen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 26. Mai 1994 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die Witterungsbedingungen 
am Mount Graham in Arizona für ein solches Wissenschaftsprojekt ungün- 
stig sein sollen. Im Gegenteil: Das Gelände wurde gerade wegen seiner 
günstigen klimatischen Bedingungen für den Bau von Observatorien und 
insbesondere auch für das bereits in Betrieb befindliche Heinrich-Hertz- 
Teleskop, an dem die Max-Planck-Gesellschaft beteiligt ist, gewählt. 

Die immer wieder mit Bezug auf die Observatorien vorgebrachten ökolo- 
gischen Bedenken sind schwer nachvollziehbar. Das Mount Grahem-Ge- 
biet wird jährlich von einigen hunderttausend Touristen für Urlaubs- und 
Freizeitzwecke aufgesucht und genutzt. Im Vergleich zu dieser Nutzung 
müssen Observatorien und ihre Umgebung als erheblich schonendere und 
gerade auf besondere Ruhe und geringe Umweltbeeinträchtigung ausge- 
richtete Nutzungen erscheinen. 


64. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
sich an einem aus vielfachen Gründen so umstrit- 
tenen Projekt mit einem hohen Millionenbetrag 
zu beteiligen, obwohl damit einmal mehr erheb- 
lich die Rechte der Indianer (Apachen) verletzt 
werden, für die der Berg u. a. als Grabstätte aller 
ihrer Stammesoberhäupter heilig ist, und wenn 
ja, mit welcher Begründung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 26. Mai 1994 

Ihre Frage geht offenbar von der Voraussetzung aus, daß die Bundesregie- 
rung an den Planungen zu dem Projekt LBT beteiligt sei. Dies trifft nicht 
zu. Es handelt sich vielmehr um ein Vorhaben amerikanischer Universitä- 
ten. Finanzielle Zusagen bezüglich des LBT-Projektes gibt es seitens der 
Bundesregierung nicht. 
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Der Stammesrat der San Carlos Apachen erhebt im übrigen keine Ein- 
wände mehr gegen die astrophysikalischen Einrichtungen auf dem Mount 
Graham. 


Bonn, den 3. Juni 1994 
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